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KOOPERATIONSVEREINBARUNG 

zwischen der 

Stadt Markneukirchen 
dem 

Landespräventionsrat Sachsen 
und der 

Polizeidirektion Zwickau 
 
Präambel 
 
Sicherheit ist ein grundlegendes Bedürfnis eines jeden Menschen und beeinflusst erheblich die Lebensqua-
lität. Die Herstellung eines sicheren und lebenswerten Umfeldes ist daher eine wichtige gesamtgesellschaft-
liche Aufgabe. Hierbei kommt den Kommunen eine maßgebliche Rolle zu. Denn um negativen Entwicklun-
gen entgegenzuwirken und Probleme möglichst gar nicht erst entstehen zu lassen, muss in den Kommunen 
frühzeitig angesetzt werden. Die Etablierung Kommunaler Präventionsräte vor Ort soll dieses ermöglichen. 
 
Für eine effektive kommunale Präventionsarbeit braucht es ein wirksames Netzwerk an Akteuren, mit dem 
sich alle Probleme lösungsorientiert und ressourcenschonend bewältigen lassen. 
 
Mithilfe eines solchen präventiven Netzwerkes ist die Koordinierung eines fach- oder themenübergreifen-
den und interdisziplinären Austauschs zwischen den Akteuren und damit die Bündelung vielfältiger Exper-
tisen auf dem Gebiet der kommunalen Prävention möglich. 
 
Zur besseren Lesbarkeit wurde darauf verzichtet, im Text alle Geschlechtsformen für die jeweiligen Be-
zeichnungen zu verwenden. 
 
 
1. Gemeinsame Zielstellung 
 
Die Umsetzung einer gemeinsamen kommunalen Präventionsarbeit, im Rahmen der Landesstrategie „Alli-
anz Sichere Sächsische Kommunen“ (ASSKomm), soll dazu beitragen, die Sicherheitslage und das Sicher-
heitsgefühl zu verbessern. 
 
Durch langfristige und nachhaltige Zusammenarbeit aller Akteure sowie der wirkungsorientierten Bünde-
lung der Ressourcen sollen nachfolgende Ziele erreicht werden: 
 
 quantitative und qualitative Reduzierung von Kriminalität, 
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 Förderung eines rationalen Umgangs mit Kriminalität, 
 Erhöhung des Sicherheitsgefühls in der Bevölkerung, 
 Förderung des sozialen Engagements, 
 Stärkung des Gemeinwesens und damit 
 positive Beeinflussung des sozialen Klimas in der Kommune. 
 
2. Gemeinsame Aufgaben 
 
Damit die Zielstellungen effektiv und nachhaltig erreicht werden können, ergeben sich für die Zusammen-
arbeit der beteiligten Partner insbesondere folgende Aufgaben: 
 
Kommune 
 

 Benennung eines festen Ansprechpartners als Koordinierungsstelle für Prävention, 
 Durchführung einer modularen Sicherheitsanalyse mit dem LPR und Sicherstellung des Datenflus-

ses durch den festen Ansprechpartner innerhalb der Kommune,  
 gemeinsame Weiterentwicklung präventiver Ansätze im kommunalen Handeln, 
 anlass- und themenbezogene Abstimmung mit relevanten Akteuren im Rahmen bestehender oder 

geeigneter Austauschformate, z.B. AG,  
 regelmäßige Reflexion der umgesetzten Maßnahmen im Hinblick auf Erfahrungen, Wirkungen und 

Weiterentwicklungsbedarfe sowie 
 Berücksichtigung der gewonnenen Erkenntnisse aus präventiven Vorhaben bei kommunalen Ent-

scheidungs- und Abwägungsprozessen. 

Landespräventionsrat (LPR) 
 

 Benennung eines festen Ansprechpartners für die Kommune, 
 Bereitstellung von Vernetzungs- und Fortbildungsangeboten, 
 Bereitstellung geeigneter ASSKomm-Coaches zur Beratung und Begleitung des kommunalen An-

sprechpartners, z. B. bei der Suche nach geeigneten Projekten und Maßnahmen etc., 
 Bereitstellung von Informationsmaterial und 
 Beratung und Koordinierung bei der Schaffung überregionaler Strukturen. 

 
Polizeidirektion 
 

 Mitarbeit durch das örtlich zuständige Polizeirevier, 
 Bereitstellung von Daten für die Bedarfsanalyse, 
 fachliche Unterstützung insbesondere durch den Fachdienst Prävention und 
 Bereitstellung von Informationsmaterial zu Präventionsthemen. 

 
 
3. Vertraulichkeit und Datenschutz  
 
Die Unterzeichnenden wurden informiert, dass Bekanntmachungen über das Bestehen dieser Vereinbarung 
an Dritte sowie diesbezügliche Maßnahmen der Öffentlichkeitsarbeit durch den LPR erfolgen, insbesondere 
 

- Veröffentlichung des Kommunalwappens, 
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- Veröffentlichung der Leitmarke der Polizeidirektion, 
- Veröffentlichung von Lichtbildern der Unterzeichnung, 
- Ziele und Zweck der Vereinbarung, 
- wichtige Meilensteine im Verlauf. 

 
Rechtsgrundlagen der Datenverarbeitung sind Art. 6 I e DSGVO, hilfsweise § 3 SächsDSDG zur Erfüllung 
einer in Zuständigkeit des Verantwortlichen liegenden Aufgabe, sowie Art. 6 I f DSGVO zur Wahrung be-
rechtigter Interessen des Verantwortlichen. Die Hinweise zum Datenschutz sind Bestandteil der Vereinba-
rung und wurden ausgehändigt. 
 
Alle Angelegenheiten der Kooperationspartner, die im Rahmen der Zusammenarbeit bekannt und als ver-
traulich erkennbar oder als solche bezeichnet werden, sind von den Partnern und ihren Mitarbeitern ent-
sprechend zu behandeln, es sei denn, gesetzliche Regelungen stehen dem entgegen. Die Kooperations-
partner verpflichten sich im Rahmen der Zusammenarbeit zur Einhaltung aller datenschutzrechtlichen Best-
immungen. 
 
 
4. Inkrafttreten  
 
Die gemeinsame Kooperationsvereinbarung tritt ab sofort in Kraft und ist auf eine langfristige und nachhal-
tige Zusammenarbeit ausgerichtet.  
 
 
 
   

Ort, Datum         

 
 
 
                                    

Toni Meinel      Marika Schwanitz 

Bürgermeister Markneukirchen   Vertreterin der Polizeidirektion Zwickau 

 
 
 
 

Sven Forkert 

Geschäftsführer Landespräventionsrat 

  



 

Seite 4 von 4 
 

Datenschutzhinweise hinsichtlich der Verarbeitung von Daten gemäß Art. 13 DSGVO 
 
Name und Kontaktdaten des Verantwortlichen 
Verantwortlich für die Datenverarbeitung ist das Sächsisches Staatsministerium des Innern/ 
Geschäftsstelle Landespräventionsrat, 01095 Dresden 
Tel. (+49) (0)351-5 64 30 900, lpr@smi.sachsen.de 
 
 
Name und Kontaktdaten der Behördlichen Datenschutzbeauftragten: 
Sabine Krombholz 
Sächsisches Staatsministerium des Innern, Wilhelm-Buck-Str. 2, 01097 Dresden 
Tel. (+49) (0)351-5 64 31 517, datenschutzbeauftragter@smi.sachsen.de 
 
Zweck der Verarbeitung: 
Die Daten dienen ausschließlich der Öffentlichkeitsarbeit des Sächsischen Staatsministeriums des Innern 
zur Veröffentlichung ausgewählter Aufnahmen in Online- oder Printpublikationen sowie zur Erfüllung der 
sich durch die Vereinbarung ergebenden Aufgaben. 
 
Rechtsgrundlagen der Verarbeitung: 
Die Verarbeitung ist zur Wahrung der berechtigten Interessen des Verantwortlichen erforderlich (Art. 6 I f 
DSGVO). 
Die Verarbeitung erfolgt zur Erfüllung einer in Zuständigkeit des Verantwortlichen liegenden Aufgabe, 
mithin gem. Art. 6 I e DSGVO, hilfsweise gem. § 3 SächsDSDG. 
 
Kategorien von Empfänger/innen der personenbezogenen Daten:  
Jede die Onlinepräsenz oder Printmedien einsehende Person, Auftragsverarbeiter, Bedienstete anderer 
Behörden oder Institutionen, Personen mit Aufgabenbezug. 
 
Dauer der Speicherung der personenbezogenen Daten: 
Daten, die für die o. g. Zwecke des Sächsischen Staatsministeriums des Innern erhoben werden, werden 
auf unbestimmte Zeit zweckgebunden gespeichert. 
 
Betroffenenrechte: 
Nach der Datenschutzgrundverordnung stehen Ihnen folgende Rechte zu: 
 

a) Werden Ihre personenbezogenen Daten verarbeitet, so haben Sie das Recht, Auskunft über die zu 
Ihrer Person gespeicherten Daten zu erhalten (Art. 15 DSGVO). 

b) Sollten unrichtige personenbezogenen Daten verarbeitet werden, steht Ihnen ein Recht auf Be-
richtigung zu (Art. 16 DSGVO). 

c) Liegen die gesetzlichen Voraussetzungen vor, so können Sie die Löschung oder Einschränkung der 
Verarbeitung verlangen sowie Widerspruch gegen die Verarbeitung einlegen (Art. 17, 18, 21 DSGVO). 

d) Es besteht unbeschadet anderer Rechtsbehelfe ein Beschwerderecht beim Sächsischen Daten-
schutzbeauftragten als Aufsichtsbehörde (Art. 77 DSGVO). 

 
Sollten Sie von den genannten Rechten Gebrauch machen, prüft der/die Verantwortliche, ob die gesetzli-
chen Voraussetzungen hierfür vorliegen. 

 


